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. �tD�, � �.� cOl{ T. 1990 

[!!"""":' "1 .a Nov. 1�o� ,y. elt . 
�'----....... .,\ .. 

S t e l  1 u n g n ah m e 

�um Entwurf eines Bundesgeset�es �ber die F�hrung des Unter-

nehmerbuches und damit �usammenhängende Regelungen des 

Handels-� Gesellschafts- und Genossenschaftsrechts, des Ver-

sicherungsaufsichtsgesetzes, des Au ße rstreitgeset z es, der 

Justiktionsnorm, d�s Ge richtsorganisations- und des Rechts-

pflegergesetzes, des Gerichtskommissärsgesetzes sowie des 

Exekution s-, Insolvenz- und Gericht sgebührenrechtes ( Unter-

nehmerbuchgesetz � UntEuG) � ' 

1. ,Absc:hni tt 

ALLGEME[NE BEST[MMUNGEN 

Bestimmungen �ber das Unternehmerbuch 

Un tel-nehme.-buch 

Zu § 1: 

Obwohl nach den Intentionen dieses Geset 2esentwurfs die 

neue Beilagensammlung nicht dem Publi zi tätsschutz des � 15 HGB 

(nur Eintragungen soll diese Wirkun g �ukommen) genießt, bleibt 

durch die ADV-Or ientierung der Begrif fe PHauptbuch " (= Daten-
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bank) und ""aeilagensammlung" (= Sammlung der U,- kunden, 

"Papier·) di. Frage der Einheitlichkeit der ' Rechts�olgen 

CPublizititssthutz des § IS HGB) virulent). 

Zu § 2: , " • � -: I • , , , \ 

2iff�r 2 dieser G�setzesbestimmung f�hrt die in § 33 HGB 

b�2�ichneten 'uristischen Personen als eintragungspflichtige 

Unternehmer a' • 

Nach g�ltende�Rechtslage .ist die Eintragung juristischer 

Per sonen, di� im Hinblick auf den Unternehmensgegenstand Voll-

kaufleute sind, verpflichtend. Die bisherige gesetzliche 

Regelung, daß 

oder eine-s 

ie Unternehmer des Bundes, eines·, Bundeslandes 

tO::ommunalverbandes in das. Handels-

register einge ragen werden ��nnen , sollte in Hinkunft der 

Eintragungsver�flichtung unterworfen werden. " 
Diese woh � in den Erliuterungen zu § 2 UntBuG verlangte 

adiquate Grundlage im Gesetzestext. Anpas':;ung find!' t keine 

Oie Ei nbe i ehung de'- i In § 36 e,-f a(! ten Un tel-nehmen in del1 
I 

bisherigen § 3� wird 

vel- langen. 
11 

Zu § 3: 
, 

eine Ändes-ung d iese.- Gesetzesbest immung 

Umfang der Eintragungen 

Der in di1ser Gesetzesnorm aufgelistete Umfang der Ein-

tragungen enth1lt Bestill'.mungen der bisherigen §§ 40 und 43 HRV 

, 

, 
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und der § § 8 ff�: GenRegV el-we i tel- t um die von del- AI-be i ts-

gruppe festgelegten zus�tzl ichen Eintragungsformen. 

Zun�chst sei festgehalten, daß die laufende Nummer der 

Eintragung fehlt. 

}, 

Neb�n dem Sitz soll in Hinkunft auch die " jeweilige f�r 

Zustellungen , - mallgebliche ,- Geschäftsatlschrift" eingetragen 

werden� Bedeutet ,diese -Bestimmuhg,' da(l Zustellungsvorg änge 

unter dieser " ma(lgeblichen" Geschäftsanschri ft stets volle 

o Rechtswl rJ�samJ,ei t haben? 

Zu Ziffer 4 l�t. b): 

Die gewählte Formulierung "juristischen Personen ihre 

jeweiligen gesetzlichen Vertreter und deren- Stellvertreter 

sowie alle ihre Vertretungsbefugnis betreffenden Umstände" 

lä/lt den Schluß �u, dall bei jedem Vertretungsorgan die 

konkrete, jeweils mögliche Vertretungsvariante 'einzutragen 

ist. Die Regelung der Vertretung durch eine Generalklausel 

macht die individuelle Vertretungsangabe entbehrlich. 

Zu Ziffer 5: 

Es wäre zielführE:>nd,': die Begriffe "Abwiclder" und 

"L i qui datoren " durch ei nen gemei nsoamen Begr i 1"f zu .- ·verei nhei t-

lichen. Den Terminus "Abwickler" kennt derzeit nur �as Aktien-

gesetz, der Begriff "Liquidator" ist allgemein geläufig. 

Zu Ziffer 7 lit. a): 
. 

Die Zei tdoauer des Unternehmens wird derze it nur bei 

Gesellschaften eingetragen, die für eine bestimmte Zeit (z.B. : 

Err 1 chtung eines Donau'craftwerkee. ) gegründet sind, 

Da meines Erachtens Angaben-über die:Zeitdduer des Unter-
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I 

nehmens nUl- beH auf bestil1lmte Zeit �agl-ündeten .notwendi.g ist� 

Modi�izierung dieser Bestimmung 

emp feh 1 enswe,- t • 

Zu Ziffer 7 lit. b): 

Di�se Be5timmung ist in ihrem vollen Wortlaut der bis-

herig�n Regel�ng des � 40 Z 5 lit. f) HRV entnommen. In ihr 

w�rden Clusschlieplich . .  Eintragungen in .. Abteilung A geregelt. 

Dies bedeutet � daß d:e Bestimmung !'Auflösung und Fortsetzung" 

durchaus am Platz ist� der nach dem Strichpunkt geset�te Satz-

teil als 
I 

sys remfremd ( Ziffer 7 ist mit "bei juristischen 

Personen» �betschrleben!) und daher:al� sinnlos 2U eliminieren 

. + 1S ... 

Zu Ziffer :11: 

• 1" '=- . 

Wie bere tts in den Anmerkungen �um Entwurf vom 22.6.1990 

dargelegt, sp elen Fragen der Rechtsnachfolge in der Form der 

Ein�el- und esamtrechtsnachfolge vor allem im prozessualen 

Bereich eine ominante Rolle. 

Zunächst muß festgehalten werden� daß im österreichischen 

Recht zwische I Ein�el- und Gesamtrechtsnachfolge unterschieden 

wird. Die sog nannte �Sonderrechtsnachfolge" hat sich� aus dem 

deutschen Rec Itsbereich stammend� vor allem in den let2ten 

Jahren in der praktischen Anwendung auch in unserer Register-

praxis eingeb"rgert. Die sogenannte "Sonderrechtsnachfolge» im 

Recht der Kommanditgesellschaft ist eine Form der Einzel-

rechtsnachfolge, sie ist meines Wissens der ein�ige Fall, in 

dem die östlerreichiE.ct",e Reg:stf!!rpraxis eine Einzelrechts-
I 

na�hfolge aU�dr�cklich (freilich ' ohne geset21ichen Auftrag!) 

�rkennb�r ma�ht. Bedarf nach solcher ' Deklariefung besteht 

• 
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nabe:, diesem, dem Konlmandi.tbea-eich ausschlieAlich zuzuo,-dnen-

den Fall der �Sonderrechtsnachrolge" .auch in .anderen F&llen 

von Einzell-echtsnachrolgen. Nicht imme,- sind diese als solche 

leicht e,-kennbal-: z. B. : Einba-ingungen nach AI-tikel 1 Abs. 2 

Strukturverbesserungsgesetz, die Jahrelang von den Gerichten 

als Gesamtrechtsnachfolgen behandelt wurden, bis zur gegen-

teiligen OGH-Entscheidung, Ev81. 1986,. Nr. 180 Cim Bereich d€s 

KWG �llerdings in der Gesamtrechtsnachrolge gem�4 § 8 a Abs. 3 

und 5 I<WG). 

F�r den Registerpr�ktiker steht es außer Zweifel, d�ß die 

typische Sonderre�htsnachfolge bei der "Kommanditgesellschaft 

der Eintr agungsverpflichtung unterliegen sOll. ebenso wie die 

bereits in meinem Vorschlag �u einem Arbeitspapier deponierten 

Formen der Gesamtrechtsnachfolge. Den Vorschlag der Erläute-

rungen Seite 14 (des Inhalts, daa vom Gericht bloß die Tat-

sache desselben, nicht aber auch ,eine nähere .rechtliche 

Qualifikation im Ein�elfall als Singular - oder Universal-

suk�ession �u,erfolgen hat) kann nicht. beigepflichtet werden, 

spi el t doch di e Frage der Ei nzel- b�w • .  cGesamtrechtsnachfo 1 ge 

vo� allem jn Pro:e�-, Gr�ndbuchs- und Mietrecht6sachen eine 

wesentliche Rolle. 

In einzelnen Fällen wird �usdr�cklich die Oual�fi%ierung 

der Rechtsnachfolge (z.B.: § 9 ·a KWG) -.gefordert. " Eir,e 

legistische Erweiterung dieser Bestimmung vor allem f�r im 
• 

Gesetz ausdr�cklich genannte Fälle scheint�ehr a16 2weck-

dienlich. _ .  I 

Es ist bestimmt oft sehr schwierig, relevante Fälle der 

Ein�elrechtsnachfolge taxativ .aufzuzählen. 'ln der von mir 
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bel-eits einma vOI-geschlagenen Formuliel-ut'g "Einze}-(Sonder-) 

und Ges.a:l,t!-ecliotsl1,achfolge" müßten Sonderrechtsnachfolgen ein-

getragen werden� die Problematik der Einzelrechtsnachfolge 

bliebe dagegem �ffen. 

I 
Besonder. Anwendungsbereich�der Einzelrechtsnachfolge im 

! 

- I 
Reglsterverfa�ren: 

I 
! 

"unechte i FusiDn";. 

§ 1 . Abs �-.2 Strukturve'�besserungsgesetz JEinbringungen:; 
i 

Ausnahme:- § S t AbS. 3 und 5 KWG); 

�II Strukturverbesserungsgesetz; Artikel 
I 

Artikel .IV Strukturverbesserungsgesetz. 

- Besondere.Eintragungen 

I _  

Zu § 4: 

Wie in en Sitzungen der - Arbeitsgruppe; -ADV-H mehrmals 

urgiert!' I,anrl die A nordnung� daß die Personen . mit-. Namen, 

Anschrift und 6eburtsdatum einzutragen sind�,eine allgemeine 

Bestimmung,et a folgenden Inhalts aufgenommen werden: 

"Alle ei zutragenden Personen·und .Handelsgesellschafte� 

sind mit Name und Anschrift� natürliche Pe�sonen auch mit-dem 

Geburtsdatum �inzutragen." Diese 6eneralklausel -würde das oft-

ma lige Wieder�olen· von Anschrift.und 6eburtsdatum . bei deo 
! 

jeweiligen Pe sonen ersparen. 

a) ::Z'-=u::......; Z=· ..:i-f-f:....::.e..:..T..;... "",1::...:..: 

des Wortes "jeweiligen" ( Inhabers) 

voll 

Der Ei nfpgUng 

beigepfl� cr,tet werden, da damit auch die Fälle der 

pachtung oderl Fruchtnie�ung abgedeckt erscheinen. 

- k ann 

Ver-

., 

11/SN-326/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)6 von 24

www.parlament.gv.at



- 7 -

b) Zu Ziffer 3: 

Die Bestimmung, . ·daß Geburtsdatum jedes 

Kommanditisten �in2utragen ist, steht hinsichtlich der Angabe 

der personsbezogenen-Daten (Geburtsdatum):in Widerspruch zur 

Erläuterung. . : ' . .  

Soweit bekannt, wird ein zu schaffendes '''Personen-

register» alle personenbezogenen Daten der an einem Unter-

nehmen beteiligten Personen erfassen. Dies würde bedeuten, da� 

dieses ADV-mäßig voll ·abrufbare Verzeichnis auch die Geburts-

o daten der Kommanditisten beinhalten würde. Frage: Soll also 

bei den Kommanditisten (wenn �ber diesen Geschäftsbehelf 

ohnehin voll .abfr_gbar) nicht auch "das Geburtsd.tum &uf-

scheinen? 

Zu § 5: 

. .  , .• 

� . '  1 ;. 

-·�iese.Gesetzesbestimmung �mfaßt ·im wesentl ic hen die vor-

mals in den §§ 43 und 44 HRV vor.geschriebenen Eintragungen . 

a) Zu Ziffer 4: 

Die Verpfl:chtung, das Einreichen des Jahresabschlusses 

gemäß § §  2 77, 279 HGB in das Unternehmerbuch einzutragen, 

flnde ich im Hinblick auf die �trengen, publizitätsorientier-

ten Vorschrifteri des zitierten Gesetzes durchaus entbehrlich. 

Diese geplante . .amtsweg i ge Eint'ragung wirft %udem · glibühren-

rechtliche Probleme auf • 

. 
b) Zu Ziffer 5: 

Diese .Gesetzesbestimmung ist um die Fusionsvorgänge gemäß 

§ 59 1'1'. VAG und §-2S .SpG zu komplettieren • . 

Mcz.in\..lt19 A� De,- in diesel-:-·G�setzesbesti.mmullg aufschei.nende · Passus 
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"sowie die Ei Ibringung nClch § 1 Abs. 2 und § 8 des Struktur-

verbesserungs eset2es, . BGBl�Nr. 69/69, ist · · aus folgende r 

Erwägung ersa �:z los :zu streichen : '§i 1 Abs. ··2 . Strukturver-

b E'sserungs ges�t :z behandelt die Einbringung e ines ·Betriebes 

(Teilbetriebes> einer Kapitalgesellschaft in eine .Kapital-

gesellschaft, § 8 dieses Geset�es regelt die Einbringung von 

Betrieben ( Te � lbe trie ben ) .eines Ein�elunternehmers oder einer 

Ge�ellschaft,' be i :der die Gesellschaft .als .Mitunternehmer 

an�usehen ist� in eine Kapitalgesellschaft. 

D i ese E i �br in9ungen stellen .sich in überwiegendem Maße � 
I 

gesellschaftsrecht1 ich als Erh�hu ng des Stammkapitals dar. Die 

Ei nb ri n gu ng eines Betriebes (Te ilbetr iebes) bewirkt als Sa ch-

einlag� die Ein:zelrechtsnachfolge der übernehmenden Gesell-

schaft, was esonderte �bertragungsakte erfordert. In den 

Fällen des § Abs. 2 Str uktVG kann stets nur die Erh�hung des 

Stammt-grund) 'apitals gemäß " § 52 . 6mbHGeset:z b:zw. § .149 ff. 

AktienGeset:z i ngetragen werden. ; . ' . 

Die Einb ingung selbst is t nich t Gegenstand einer Ein-

en wird in.den Fällen von Einbringungen nach § 1 

Abs. G nach wie vor die Erh�hung des Stam mkapitales . 

i 
Die eigentl i he Darstellung des Erh�hungsvorganges (Be-

schreibung der Sacheinlage) .ist n icht Gegenstand e iner E i n-

tragung. sand rn nur der Bekanntmachung. Wird es ohne Kapital-

. 
erh�hung e i n��bracht7 kommt es zu kei ner ·Eintragung 

Handetsregist r, d i e  AufnahmE d i eses blo4 rechtsgeschäft-

lichen, nach auCen . hi n :nicht deklarierten Vorganges in das 

AOV-Unternehm rbuch sche i nt eher problematisch. 
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• 8 StruktVG betrifft wie § lAbs. 2 StruktVG die Ein-

bringung .ines Betriebes (Teilbetriebes)· als Sacheinlage in 

eine Kapitalg�se1 1schaft. . .. � . 

Im wesentl ichen kann daher .. auf. die .Bemerl,ungE'n 2U " 1 

Abs. 2 StruktVG verwiesen werden. 
MtinulI<) b '. ht4 .s.���' 

2u Ziffer 6: .- � 

Ne-ben d.l?n UrJeile.n, .durch di. ein in das Unterrlehmerbuch 

eingetragener Beschlul der Hauptversammlung einer Aktien-

gesellschaft oder der Generalversammlung einer Gesellschaft 

mit beschr�nktef. Haftung rechtskräftig f�r �ichtig erklärt 

werden kann, ist auch die Nichtigerklärung von Beschl�ssen der 

Obersten Organe von Versicherungsvereinen�uf Gegenseitigkeit 

C §  55 VAG) auf2unehmen • 

.. \ . .  

Beilagensammlung: 

, - ' ,-

Zu § 7: . ,. '.: '", . 

Wie bereits �u §. 1 angeme��t,' .�ird durch · die Unter-

scheidung 2wischen Hauptbuch und ··Seilagensammlung die 

Separation 2wischen dem 2ur Erf�llung des Publi2itäts2weckes 

Cf: 1 5  HGB) erforderlichen Abschnitt des Unternehmerbuches 

(= Hauptbuch) von -:den sonstigen' Unter lagen .(= .: Bei lagensamm-

1ung, = 2.B. Gese)lschafterliste gemäß § 26 ,GmbHGesetz, 

Jahresabschl�sse u. a. ) fixiert. Die neue, nicht den Publizi-

t ätsschutz des · § 15 HGB genie�ende . Bei 1 agensammlung ist 

genauso wie das Hauptbuch cgrundsätzlich �ffentlich und daMit 

f�r j&dermann einsehbar. 

Im Verlaufe einer 2um Thema "Unternehmerbuchgesetz" abge� 

-I. 
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e zWeite, durchaus vertretbare Denkweise (der auch 
ich mich w�itgehend anschließe� kann) sieht in der Eintragung 
der Einbri�gun� nach § 1 Abs. 2 und § 8 des Strukturver­
besserun�stesetzes (BGBl. Nr. 69/69) eine im Interesse des 
Gläubigers9hutzes notwendige Maßnahme. 

Betrie�seinbringungen (mit oder obne Kapitalerhöhun!) 
werden als leine Art Vermöger.sübertragun!'; (im Sinne des 
§ 237 AktG� verstanden 

Das Ak�ien�esetz sieht (siehe Schiemer-Kommentar) außer 
der überneJ1.me einer AG nach den §§ 219 bis 236 durch bestimmte 
Gesemtrech�snachfol�er noch den Erwerb des ganzen Gesellschatts-

I 
vermögens �iner Aktiengesellschaft !emäß § 237 " in anderer 
Weise"vor. � ämlich in der nicht bloß bestimmten Rechtspersonen 
zugän�lich�n Einzelrechtsnachfol�e. 

Bei die�ser spricht des Gesetz von der Übertragung des 
" ganzen Ges;ellschaftsver:nögens", bei der Gesamtrechtsnachf'ol!e 
hin�e�en von der Verä��erung (übertragung) des Vermögens 
der übertra enden Gesellschaft "als Ganzes·. 

Der Ein elrechtsnachfolger übernimmt eine Vermögensmasse. 
mit Haftung tolgen • 

� die Eintragung der Einbringung nach § 1 Abs. 2 und 

§ 8 des Str turverbesserubgssesetzes spricht etwa, daß bei 
derartigen bertragungen nur ein " Firmenmantel" bleibt 
(der l'4achto ger haftet für die VerbindlichkeiteIl auch im Sinne 
des § 1409 BGB). Dieser Umstand ist im Interesse des Gläubiger­
schutzes se r wohl relev��t. 

Diese E·nbringungsformen führen zwar (wie bereits dargelegt) 
sehr oft zUikeiner effektiven Kapitalanwachsung, werden aber 
bilanztechnisch sehr wohl, etwa im Rahmen einer Rücklagen­
vermehrung. ausgewiesen. 

Als möglicher Eintragungstext käme meiner �einung nach 
in Frage: I 

i .. 

. 
"De,r. �t�ieb des <.derL • • • • • • • •  wurde gemäß § 1 Abs. 2 (oder 

§ 8) Strukt G in diese Gesellschaft eingebracht". 
Siehe a�ch Kastner, JBl. 198�t S. 46�, 
Notzeittlmg 4/87, OOH 23. 1. 1986 
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die Absicht bektindet, neben ei�em'sogenannten' �Unternehmer-

buchakt" eine "Bei lagenE,amm]ur,g'" 2U 'führen'.': 'ei ner 

Diskussion im 'Rahmen der' �ng��proch�nen Ver�,staltting wurde 

zum Ausdl-uck gehl-ach t, da� in' Hinkunf"t: UI-kunden zwe i f"ach vo,--

gelegt werden m�lten. Diese Ooppelgeleisigk�it w�rde unweiger -

1 ich zu eine,- Vel-dop�elung; ·dei-· UI-kunden . und Zu ei i,em ernst-

zui1ehn:enden Raur.'pl-ob lenl wel-den. 

Ohne .auf" die ' 'Gesamtp,-oblematH:: nähe,- ' einz'ugehen, ' kann 

i nteg t- ie:- ten' Be i lai;lensamm lung . das Aus la ngen ' "  gef"unden we r den 

müi!te.· 

Zu § 8 :  

' . "' .- , .  . \ 

Mitteilungspflichten 

. . .  

Diese Bestimmung übernimmt im Wesentlichen den Inhalt des 

bisherigen fl l25 ' a FGS, ergän2t- 'geset2liche 

Interessensvertretung". 

Es er�cheint mir durcha�s vorstellbar, auch die Finan2-

ämter, die ja �ine �esentliche Rolle bei einlgen Eintragungs-

vorgängen (Mitwirkung des Finan2amtes für Gebühren und' Ver-

'::ehr5.steuern bei NeueintragurIg von '(apitalgesellschaften und 

atypischen Kommandit9�sellschaften, 'Vorlage einer Unbedenk-

. 
lichkeitsbescheinigung des Finan2amtes für Kirperschaften bei 

L�schung von 'Kapitalgesellschaften) spielen,'in diese' Hit-

teilungsverpflichtung ein2ubinden • 

. , 
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Zu § 9 : 

�ber die iBestimmung des bisherigen § 23 HRV hinausgehend, 

wird die Befa�sung der Kammern auch auf "sonstige geset�liche 

lnteressenver�retungen" ausgedehnt. Die Anrufung der Handels-

kammer soll auf �weife)hafte Fälle eingeschränkt werden, der 

Amts�egigkeitsgrundsat� des § 2 Abs. 2 2 5 AußStrG (Unter-

SUChUng5maxim� ) soll die Verantwortung des Registergerichtes 
! 

o stärker herau�streichen. 

o 

Ob es vorteilhaft ist, auch " sons.tige " geset21iche 

Interessensvertreter in verstärktem Masse ein2ubinden, wird 

sich erweisen. Die bisherige Funktion der Handelskammer auch 

als "lntegra ions- und Sammelstelle" für gutachtliche 

Äußerungen 2 ständiger geset21icher Interessensvertretungen 

(Apothekerkam er, Ingenieurkammer, u.a.l hat sich durchaus 

bewährt. 

VERFAHREN 

Grundsätzliche Erwägungen 

Grundged,nke der Erneuerung ist, wie in den Erläuterungen 

dar gelegt , de� Verweis auf die Bestimmungen des ersten Haupt­

st�ckes des �e�et2es vom 9.8.1854, RGBl.Nr. 208, über das 

i 
gerichtliche l�rfahren in Rechtsangelegenheiten �ußerstreit-

sachen, die e sat210se Aufhebung der un2eitgemäßen Rechtslage 

des FGG und d
,

e Er set2ung der bisherigen verfahrensrechtlichen 
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Ee·;;t immungen ( § §  132 ��. FGG> dus-eh die §§ 10 �f. Unt8uG. 

Große Schwierigkei ten bereitet (dies war vor allem bei der 

Arbe i tstagung in Krems massiv Zu sp�ren � > die ver�ahrensrecht­

liehe Handh abung der §§ 12, 14, 1 5  und 16 des neuen Unt8uG. 

Oie Fallgruppen der §§ 132 �f • FGG was-en 

'-eg le,llEI,t ie:-t und bei den Bewi 41 igungsinstanzen l ängst einge ­

spielt. Oie nunl�\ehl-ige Rege lung läßt die vonjJegebenel', ver-

fat-.,-en·;;,-echtlichen Richtlinien vel-missen und vel-weist den 

Anwender, wenn nichts .�nderes bestimmt ist, auf die Be-

stillillh.lngen des ges-ichtlichen Vel-fahn?lis in Rech tsa ngelegen - • 
heiten Auflerstreitsachen. Dieser of'�ensieh tlichen Ratlosigkeit 

könnte dUl-ch Anfühs-ung mal-kantes-, besondes-s charak ter ist ischer 

Bei.spiele ls'l den Es-Iäute2-ungen abgeholfen wes-den. 

Eine viel�.ältige [nte rpretation der neuen �esetzesbe­

sti mmung des § 14 (Zwöngssta-af'en> wurde bei del- AI-b�i tstagung 

in Krems besonders siehtbar� 

Da� bisherige Uiderspruchsverfahren entfällt, an seine 

Stelle tritt die generelle Geltung des �echtsmittelverfahrens 

der §§ 9 ff. AußStrG. 

Der jm bisherigen Drdnungsstrafverfahren geltende Ver­

fahrensrhythmus Androhung - Festset2ung u.s. f. scheint auch in 

der Anwendung des § 24 UntBuG - 2umindest ist dies den 

Erläuterungen 2U entnehm�n - möglich. 

Elne exal(tere Ausfor .. ul ierung dieser Geset2esbestimmung 

wäre im Interes�e der Anwender w�nschenswert. 

Der in Abs. 2 leg. 2it. angef�hrte § 14 HGB nennt die 

Vornahme von Anmeldungen!, Unterschrifts2eichnungen oder 

Einreichung von Schriftst�cken 2um Handelsregister al� 
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Anlaaf�lle f�, die Einleitung eines Erzwingungsverfahrens. 
I 

Die Anfl-tgen und P,-oblen,e kl-eisten bei de,-

Arbeitstagung um: 

zitierten 

I 
a) Wie oft karlm ich die Apdrohung eine.-.:-. t;)rdnungsstrafe wieder-

1 
holen? , ' 

b) Sind mehre1e Zwangsstrafen m�glich? 

c) 1st die 2-ionate-Frist des Absatz 2 nicht entsch i eden 2U 

1 ang? I 
d) Kann msn die Fristsetzung nicht dem Registergericht �ber-

lassen? 

e) 1st es not�endig , den Beschlua �ber die verhängte Zwangs-

strafe in den Bekanntmachungsblättern 2U ver�ff�ntlichen? 

Zu § 15: 

Diese Be timmung entspricht der bisherigen Regelung des 

§ 1 42 FGG. Si behandelt die Amtsl�schung un2ulässiger Ein-

t ragungen � 2um Zeitpunkt der Eintragung mangels einer 

wesentlichen V raussetz ung un�ul�ssig waren. Maagebend ist 

nkt der Eintragung. Ist die Eintragung anfangs 

zulä';;sig n und e,-st nachtl-äglich unzulässig gewo,-den, sc 

. '" . lS .. eIne 142 FGG nicht 

m;glich. Der S�hlußsatz dieser Eestimmung cu • • •  so kann 

d a ·:. Ge:-icht "r" A:l\ts wagen löschenU) lä�t auch hie,­

genauer e , verf�hrensrechtliche Reglementierung vermissen. 

eine �:onkl-e te � . ve!- r ah :-en ';; :-ech tl iche Rege 1 unq reh 1 t, 

sie 

eine 

Da 

sind 

meines Eracht�ns die Bestimmungen r�r das ge,-ich tl i ct-.e 

in Rechtsangelegenheiten Au�erstreitsachen anzu-

wenden . 
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Zu § 16: .. ' 

Sie normiert u.a. eine 'Sonderregelung über;die Löschung 

von K�pitalgesellschaften und von Beschlüssen ihrer Haupt-

oder Generalversammlung ' als' -nichtig. 'Hinsichtlich der 

Abwicklung des Löschungsverfahrens werden auch hier ver-

fahrensrechtliche Unsicherheiten·prognosti�iert. 

2u § 1 7: 

Die Bestimmung, daß auf Antrag des Inhabers' in der 

Bekanntmachung der Grund der Löschung erwähnt werden kann, ., 
wäre sinnvoller Weise auf " diejEintragung - auszudehnen. Dies 

deshalb, weil Bekanntmachung und ' Eiaüragung möqlichst ident 

sein sollen. 

Zusammenfaßende Feststellungen: 

Da nach Art. XXI1· . des neuen Unternehmerbuchgesetzes mit 

Ablauf des 31.12.1990 u.a. die i§ 225 bis 130; 132 bis 146 und 

148 Abs. 1 des 7. Abschnittes "Handelssachen" des Gesetzes 

über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

(dRGEl. 1898 S 189)!t die Handelsregisterverfügung <RMinBlatt 

1937 S 515, D3 2251) �nd die Verordnung betreffend die An-
legung und Führung des GenossenscMaftsregisters CRGBl.Nr • 

. 

71/873) außer '<raft gesetzt '-..erden, bleiben folgende Ein-

richtungen des Registerrechtes unberücksichtigt: 

1) Aussetzung der Verfügung (i 127 FGG) 

Nach dieser Gesetzesbestimmung kann das Register· 
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gel- ich t, wenn 
I I • 
:e llie 
i 
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von ihm zu el- 1 assende Vel-fügung von 

8eul-teilung e � nes s t l- eitigen Reehtsvel-hältnisses abhängig ist, 
I , 

die Verf"ügung ! aussetzen, bis �ber das Verhältnis im Wege des 

Rechtsstreits i ent schieden ist. , Mit dieser Norm wird dem 

i 
Regist ergeric1t das Recht gewährt, seine Verf�gung bis �ur 

I 

Entscheidung 1es Rechtsstr eits au·szusetzen. 

Es kommt Inieht selten \(01-, dar! Vel-fahl-enseinleitungen de·s 
! 

i 
am tS"'Je� i gen Lqschung':;vel- f ah)-ens bis ZUI- Entsche idung eine':; 

1 au f"enden . Reell tss tn= i te'=> ausge':;e t z t '-:EI-den 
A r1Cl.lcc; CL. An w 1.:,>", 0.1.0\..1 ca. 

müssen. d4S f; Sn· 5 xi( Q J I 
2) Firme�mi@brauchsverfahren ( §  140 FGG): 

A��SrrG. 1: 

Das Firmen�iabrauchsverfahren na c h § 240 FGG ist in 

den äußeren Formen dem Ordnungsstrafverfahren nach § 132· ff. 

FGG nachgebil det . 

Vorausse �ung f�r die Einleitung des Verfahrens ist, daß 

der Beteiligt eine ihru nicht· �ustehende Firma gebraucht, 

mithin einen erstoß'gegen die'Vorschrif�en �ber das Firmen-

recht begange hat. Eine dauernde Zuwiderhandlung ist nicht 

nötig, es gen"gt, datl eine ein�elne Zuw iderhandlung festge-

stellt wird. erartige, im Ne-Bereich abgewickelte Verfahren 

kommE'" me-i st tb er Mitteilung einer Interessensvertretung zu-

stande. I 
3.) Erla� einer 2wischenverf�gung (§ 26 HRV): 

I I 

Eine I 2wisC:henverf�gUng kann erfolgen, wenn ein Protu-

kotlie:-ungsan � l-ag unvollst.�ndig ist ode:- oe:- Eintl-agun ein 
I 

H i nd ernis ent�e� �n steht, das behebbar ist. Eine Zwischenver­
I 

füqun,:;! kommt 

H i nden'l t sse':; 

unl-,e i 1 bal-en 

des I nicht in Betracht, wenn die Beseitigung 

pnm�gliCh ist, z.B. wenn die Anmeldung mit eineffi 
i 

M�ngel behaftet ist oder wenn der Antrag unzu-
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. .  
lässig 1st. Zur B�hebung des Mangels wird eine �eitlich genau 

begren�te, angemessene Frist gesetzt. 

Die M�glichkeit einer 2wischenverf�gung.hat 1. 'Register-

verfahren grolle p.,.'aJ�tische Bedeutung. 

4. Abschnitt 

Artikel: IX 

Änderungen des Gerichtsorganisationsgesetzes 

§ 55 des G�richtsorganisationsgesetzes in der neu�n 

Fassung sieht vor� da� die Vornahme der verf�gten Eintragungen 

in das Unternehmerbuch, die F�hrung der Beilagensammlung und 

Akte sowie die überwachung und Feststellung' der gehörigen 

Veröffentlichungen von Unternehmerbucheintragungen Aufgaben 

des Re'chtspflegers ' (des Richters) , sein sollen, während die 

F�hrung des Registers und die Besorgung aller �nderen mit der 

Führung ' des Unternehmerbuches zusammenhängenden '<an: lei-

ges�häfte in den Aufgabenbereich der Geschäftsstelle fällt. 

Unter "Vornahme der verfügten Eintragungen" ist die 

Erlassung der sogenannten Eintragungsverfügung, die unmittel-

bar am Bildschirm eingegeben wird (hlef�r hat sich der Aus-

druck "vollziehen" eingeb�rgert) zu verstehen. 1st der Antrag 

bewilligt, wird der 

. 

Arbeitscode des Entscheidungsorgans 

(Paraphe des Richters, Rechtspflegers) geset�t. 

Für Diskussionsstoff (vor a�lem bei der Arbeitstagung in 

'(rems) hat folgender Absatz · der Erläuterungen zu § 55 GO S 

gesorgt: 
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Aus dem Klammel-ausdl-uck "de·;; Richtel-s" folgt, daß del-

in �nternehmerbuchangelegenheiten, die nach § 22 

Abs. 2 RPflG �i.d.F. des Art. XIV) seiner Entscheidung vorbe-

ha 1 ten sind, �uch den Rech tspf lege,- mit del- Wahl-nehillung del- im 

besagten 1. H+lbsatz aufgezählten Aufgaben betrauen kann. 

Meinung� daß diese Einige �echt':ipflegel- sind del­

Ge •• t.e.b •• ti�.ung das verwiegend gute Arbeitsverhältnis 

Zwischen Rich�er und Rechtsp�leger nachteilig beeinflussen 

könnte, da del- Begl-iff "Betl-auung" seht- leicht dUl-ch den del­
i 

"SEauftl-agung l' eI-setzt wel-den könnte. 

Diese Sorge . äußern vor allem Rechtspfleger aus den 

Bundesländern, die ja bekannter Weise alle dem Richter zu-

stehenden Entscheidungsfälle unterschriftsreif vorerledigen. 

AI-ti ke 1 XV [ 

4nderungen des Gerichtsgeb�hrengesetzes 

Die oft '-schwel-te Einbringung -von Einscho.l tungsk osten 

hat de: ... 

kombinierten Geb�hr 

veranlaßt, durch Schaffu ng ei ne,-

(Pauschalgeb�hren + Einschaltungskosten) 

die Einhebung effiziente,- zu gestalten. Oie HinzUI-echnung va 1'1 

gesetzten Pa schalbetr�gen zu den Ansätzen der Tarifpost , ..... . 
.. \ ... . 

'-G'- . t . t I h � u 15 m L 'UC 

nehmgnsgegen4tandes in das Unternehmerbuch entfällt, weil die 

f�l- Ei nscha 1 geltende Zeilengeb�hr und die Länge der 

Gegenstandst �te dieses System gefährden w�rde. 

Im Norm 1fa11 sieht es so aus, daß sich Eintragungs- und 

Einschaltung text wenigen Ausnahmen ) WOI-t l.:iU tg le ich 
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dec�;en. 

Es gibt aber vom Gesetzeber aufgetragene Einschaltungen, 

die nicht Gegenstand einer Eintragung geworden sind. 

Ich erwähne § 64 GmHG (die Einforderung weiterer Ein-

zahlungen nicht voll eingezahlter Stammeinlagen ist unter 

Angaje des eingeforderten Betrages von sämtlichen Geschäfts-

fGhrern zum Handelsregister anzumelden und vom Handelsgericht? 

2U ver�ffentlichen) oder § 5 UntBuG (Eintragung der Tatsache 

des Einreichens des Jahresabschlusses gemäß § §  277, 279 HGB). 

In derartigen Fällen wird es wohl bei der traditionellen Ein-

hebung der Einschaltungskosten bleiben m�ssen. 

Ein Benützerwunsch: 

Setzunq einer "vorläufigen Plombe" 

Von den bei der Arbeitskreissitzung im Rahmen der Rechts-

pflegertagung im Mai dieses Jahres in Linz anwesenden Rechts-

vertretern (Notare, Anwälte) wurde �bereinstimmend der Wunsch 

ge�uaert, f�r den Fall einer cmhängig gewordenen, noch nicht 0 
vollzogenen Eingabe im ADV-Register ein optisches Zeichen 

(z.B. hEhl zu setzen. Ein Sprecher des Notariates hat diesen 

Wunsch damit begr�ndet, daa Urkunden und Gesuche jeweils nur 

nach dem letzten Registerstand unter Ber�cksichtigung all-

f�ll iger, anhängiger Registergesuche gestellt werden k�nnen, 
, 

damit die Schriftenverfass&r nicht in irgendwelche Haftungen 

geraten. Dieses Begehren wurde auch von einem �nwesenden 

Rechtsanwalt unterstützt und für richtig befunden. 

In einer eingehenden Diskussion im Rahmen der ADV-H-
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Arbeitsgruppeharbeit wurde die Setzung eines optischen 

Zeichens in Ftage gestellt, da dieses Begehren im Lichte des 
! 

Puplizit.ltspr�nzips nach § 1S HGB �ber1egt werden m�sse. 
I 

Da f�r d�s k�nftige Unternehmerbuch nicht (wie im Grunj­
! 

buch) das pri�ritätsprinZiP zu gelten hat, d�rfte sich eine 

Plombe gemäß § 1 1  GUG ohnehin nicht eignen. 

kennt f�,- bei,� Venllessung..:oal'ftt bescheidlnäflig genehmigte Lage-

pl�ne den Hin�eis «�nderung der Fläche in Vorbereitung". F�r 

eine!, �ht'lichtn, modifizierten Hinweis pl�dieren die 

f ech t E?,- dieset H i nwe i s ze i chens und sch 1 agen in Gesp ,- elche:, 

I 

eine 

Formulierung �ie etwa UUnternehmerbuchantrag in Bearbeitung" 

vo,- • 
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'.' ,4. Abschnitt 

Artikel I 

Inderungen des Har�elsgesetzbuches 

. , 

, ,. .".,� 

Die Novellierung zum Handelsgesetzbuch behandelt 
u.a. den �ormalrechtlichen Ablauf der Eintragung einer 
Baupt- bzw. Zweigniederlassung. 

Die §§ 13 und 13 a werden aufgehoben. 
§ 13 b erhält die Bezeichnung § 1�. 
Si 13 c er�ält die überschrift "S,itzverlegung" 

sowie die neue Bezeichnung § 13 a. 

-Zu dieser Gesetzesbestimmung (Sitzverlegun�) ist zu 
sagen, daß der letzte Satz des bisherigen Absatz 1 des 
§ 13 c HGB (" •• e die Eintragung für die bisherige Haupt­
niederlassung oder'den bisherigen Sitz sowie ••• " ) und 
die beiden letzten Sätze des Absatz 2 leg. cit. ("Die Ein­
tragung ist dem �ericht der bisherigen Hauptn�ederlassung 

" 

oder des bisherigen Sitzes mitzuteilen. Dieses hat die erfor­
derlichen Eintra��gen von Amts wegen vorzunehmen" . ) im Hinblick 
a� die Möglichkeit der zentralen Abrutbarkeit als überholt 

zu eliminieren ist. 

Zu dem nach § 13 a BGB samt überschritt eingetügten 
neuen § 13 b ist folgendes ·zu sagens 

Diese Gesetzesbestimmung enthält - für mich systemwidrig -
in einer Art "lex fugitiva" (wer sucht diese �estimmung wirklich 
im Unternehmerbuch 1) gesetzliche Vorschriften für den Vorstand, 
die Geschäftsführer und Ab\"ickler 1111' Hinblick auf die Angaben 
auf Geschäftspapieren. 

Diese Urdnungsvorschrift, die ,im Interesse der Transparenz, 
der �echtssicherheit und auch des Gläubigerschutzes geschaffen . 

wurde, paßt meines Erachtens weitaus besser in das Rechnungs­
legungsgesetz. Eine Bestimmung dieser Art hätte gleichsam als 
Generalklausel ab § 283 p� Platz. 

SonderregeltL�gen im Aktiengesetz bzw. GmbH-Gesetz würden 

zu einer zwangsläufigen Wiederholung führen. 
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Anla.ß für eine Anm,erkung gibt die geänderte Bestimmung des 
, 

§ 31 Abs. ? zweiter Satz: 
, 

1) Durch E�nfügen des Passus "innerhalb von zwei Monaten 
ab Rechtskr$ft der Verhängung der Zwangsstrafe" wird 

I 

a) nicht g,sagt, ob es eine (Singular) od� zwei oder mehrere 
(Plural) ZWfngsstrafe(n) gebe� soll (die wörtliche Inter­
pretation ließe nur eine Zwangsstrafe zu), 

b) bei Anw�ndung eines Umkehrschlusses ist in dieser 

Formulierunt die Eintragung des Erlöschens von Amts wegen 
ohne vorherfges Zwangs strafverfahren auszuschließen. 

2) die ges�tzte Frist sollte eine richterliche �rist seint 
weil die im i Gese,tz genannte Frist im individuellen Fall zu 
kurz oder zu lang sein kann. 

3) Für die,Abwicklung dieses Verfahrens fehlen konkrete 
verfahrensrechtliche Besti�·mgen. 

Möglic eit eines Verfahrensablaufes: 
a) Erla sung der Aufforderung mit Androhung der 

sstrafe; 
�) Fristablaufa Verhängung der Zwangsstrafe; 
e) ten der Rechtskraft der Verhängung der Zwangs­

e (14 Tage); 
d) licher Beschluß mit Hinweis auf drohendes Erlöschen 

von mts wegen (Äußerung bis höchstens 14 Tage nach 
§ 12 UntBuG); 

e) nach Ablauf dieser Frist amtswegige Löschung 
aal • urch direkte Erlassung einer Löschungsver.1'Ügung oder 
bbl �urch Zustellung !es Beschlusses mit neuerlicher 

�echtskraftmöglicr�eit; erst nach Rechtskraft dieses 
�eschlusses Löschun�� 

Ar..merkunIr 2 HGB: 
In der rläuterung zu dieser Gesetzesbestimmung steht, 

daß die bis erige - für die inseolvenzrechtlich bedeutsamen 
Umstände in ß 32 derzeit ausdrücklich geregelte - Rechtslage 
beibehaltenl wird. Nach ihr sind Eintragungen nicht vom 
Handelsgeriicht t sor.dern durch das Insolvenz- oder Exekutions­
gericht be�anntzumachen. 

• 
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Da der zweite Satz leg. e��e ( "Eine öffentliche Bekannt­

machung der Eintragungen findet nicht statt") ersatzlos 

aufgehoben wurde, bedeutet dies, daß Eintragungen sehr 

wohl vom Handelsgericht bekanntzwnachen sind.' 

Zu Absatz 4 des § �2 wird festgestellt. 
es gibt im § 10 keinen Absatz ; I 

Artikel VIII 

Änderungen der Jurisdiktionsnorm 

Der bishe=ige § 120 samt Uber$chritt (Bestätigungen 

über die Führung der Handelsbücher) erhält die Bezeichnung 
-§ 120 s-. 

überschrift und § 120 tragen den im Entwurf fest­

gelegten Wortlaut . 

. Meine Uberlegungen hiezu: . 
. 
• 

Abs. 1 Z. 2 leg. cit. scheint mir viel zu casuistisch 

und unvollständig (z.B. § 15 a GmbHG. u.a.m.) , die Suche 

nach einem vertretbaren Oberbegriff scheint angebracht. 
Absatz 2 des Gesetzes könnte meiner Meinung nach 

in einen neufo�mulierten § 8 HGB transferiert werden. 

Dieser könnte lautan: 
-(1) Das Unternehmerbuch wird von den Gerichtshöfen 

I. Instanz , in Wien vom Handelsgericht Wien geführt. 

(2) örtlich zuständig ist . ••••••• (textliche übernahme 
des Absatzes 2 des § 120 JN); 

(3) Liegt die Hauptniederlassung oder der Sitz eines 

Unternehmens im A�sland, so richtet sich die örtliche Zu­

ständigkeit nach dem Ort der inländischen Zweigniederlassung, 

bei mehreren inländischen Zweigniederlassungen nach dem Ort 

der frühesten inländische� Zweigniederlassung.-. 

Artikel XxI 

Ubergangsbestimmungen 

Diese weisen mei�er Meinung nach in ihrem rechtlichen Gehalt 
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I 
keine klar� Systematik auf. 

So w ieisen die Absätze 9, 10 und 1 1  unterschiedliche 

Wirksamkei�sdaten ej,nzelJ;ler materiellrechtlicher 

NovellenbeFti�mUIlgen •.. 

-I 

' . 

- , 

• 

- , 

. . 

" 

.� 

\ 

'. 
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.' 

, 
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• 

-
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